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Mieterschutz.
1 . Das Aufhören der zeitlichen Steuerbefreiung ist nur

dann als gegeben anzunehmen , wenn eine Steuerbefreiung oder
Steuerbegünstigung im Sinne der gesetzlichen Terminologie in
Wegfall kommt.

2 . Zu den Erhaltungs - und Verwaltungsauslagen ist auch
der Wert der vom Hauseigentümer hierauf gerichteten und selbst
besorgten Arbeiten zu zählen.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 10 . April
1920 , Z . 1240 , M .Abt . 15 , 5493/20.

Der Berwattungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Franz
und der Johanna Z . in Wien gegen die Entscheidung des Miet-
nmtes für den 21 . Bezirk in Wien vom 9 . Oktober 19l9 , Z . Reg.
Nr . 396 , 398 , 449 . 475 . betreffend die Zulässigkeit einer Zins¬
steigerung . die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht be¬
gründet aufgehoben.

E u ts chei d u IIgs g r ü n d e: Die Beschwerdeführer haben bei dem
belangten Mietamte den Antrag gestellt , dasselbe wolle die von ihnen zum
1. Oktober 1919 m ihrem Hause , Wien , 21 . W .-Straße 126 , vorgenommencn
Mletzinscrhöhungen , und zwar um 25 Prozent der bisherigen Mietzinse bei
den aus Zu , mer und Küche bestehenden und um 35 Prozent bei den größeren
Wohnungen als zulässig erklären . Sie begründeten diesen Antrag mit dem
Hinweise aus die nach Kriegsbeginn eingetretcne Erhöhung sowohl der regel¬
mäßigen jährlichen Auslagen für die Erhaltung des Hauses als auch der vom
Hause zu entrichtenden öffentlichen Abgaben.

Das Mietamt hat nun mit den hiergerichts angefochtenen Entscheidungen
die Zivserhöhungen durchwegs nur mit 12 Prozent der bisher von den Parteien
bezahlten Mietzinse als zulässig erklärt , da von den Hauseigentümern durch
Vorlage von Rechnungen und glaubwürdige Angaben eine Erhöhung der
regelmäßigen Erhaüungsauslagen um 1600 L jährlich (einschließlich der durch
durch tue Zinssteigeruug bedingten Erhöhung der Hauszinssteuer ) gegenüber
den mit 600 X angenommenen Erhaltungskosten vor Kriegsbeginn nachge¬
wiesen wurde , wonach bei einem Gesamtjahreszinse von 16 .000 L eine zwölf-
prozentige Mietzmssleigerung sich als zulässig , rgebe.

Die Erhöhung der Hauszinssteuer dagegen babe gemäß 8 2 , Absatz 1,
Punkt 2 der Mceterschutzverordnung nicht in Rücksicht gezogen werben können,
da es sich nicht um die Erhöhung des Steuersatzes , sondern um das Auf-
hären der zeitlichen Steuerbegünstigung für die im Jahre 1908 mit Wien
vereinigten Ortsstelle des 21 . Bezirkes bandle.

Ebensowenig sei der Ansicht des Hauseigentümers , daß die von ihm und
seinen Söhnen im Hause verrichteten Handwerkerarbeiten mit 1500 L jährlich
zu beziffern und bei der Bemessung der Mehrkosten in Rechnung zu stellen
seien, beigepflichtet worden , da die Ml -tcrschutzverordnung nur von Aus¬
lagen — offenbar Geldauslaqen — spreche und eine Bewertung
der erhöhten Arbeitsleistungen des Hausbesitzers nicht voraussehe.

Die gegen den abweislichen Teil der Entscheidungen gerichtete Beschwerde
bekämpft die denselben zugrunde liegenden Rechtsanschaunngen der belangten
Behörde als im Gesetze nicht begründet und macht außerdem als Verfahrens-
Mangel geltend , daß vom belangten Mletamke nicht festgestellt worden sei, ob
e? sich im vorliegenden Falle um eine Erhöhung des Steuersatzes oder um
den Wegfall einer Steuerbegünstigung handle , worüber durch eine An¬
frage bei der Steucradministration hätte Klarheit geschaffen werden sollen.

Das belangte Miclamt hat i» der eingemachten Gegenschrift erklärt , es
sei ihm aus den bei der Verhandlung vorgelegten Steuervorschreibungen be¬
kannt gewesen , daß eine ziffermitßigc Erhöhung der Abgaben , wenn auch nicht
in dem von den Beschwerdeführern behauvtetcn Ausmaße , jedoch sicherlich in
einem für die Entscheidung erheblichen Umfange stattgefunden habe . Dieselben
seien jedoch aus Grund der Bestimmungen des Gesetzes vom 10 . August 1905,
Z . 134 R .-G . Bl ., betreffend Uebergangsbistimmungen sür die Veranlagung
der Gebäudesteuer in den auf Grund des niedcröstcrreichischeu Landcsgesetzes
vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . l er 1905 , mit der Stadt Wien
vereinigten Gemeinden und Gemriudeteilen eingetreten , rechtlich nicht als
Stcuererhöhungen , sondern als das gesetzlich genau feftgclegte , allmähliche Auf¬
hören einer sür die Gebäude , m 21 . Bezirke anläßlich seiner Bereinigung mit
Wien festgesetzten Steuerbegünstigung zu werten und demnach angesichts der
Bestimmung d-S 8 2 , Absatz 1, Punkt 2 der Mieterschutzv -rordnung zur Be-
gründung einer Mictzinserhöbung nicht geeignet . Die einschlägigen Tatsachen
und Verhältnisse seien dem Melanite teils aus den beigebrachten Belegen,
teil - aus den zitierten gesetzlicven Bestimmungen bekannt gewesen, we- halb es
zu ihrer Feststellung einer Anfrage bei der Steuerbehörde nicht bedurft habe.

Der Gerichtshof fand die Beschwerde aus folgenden Erwägungen als
begründet : ^

l . Nach 8 2 , Absatz 1, Punkt 2 der Mieterschutzverordnung vom 26 . Ok¬
tober 1918 , Z . 381 L.-G .-Bl . , darf eine Erhöhung des vom Mieter bisher
bezahlten Mietzinses in dem Maße vereinbart werden , als dies durch die nach
Kriegsbeginn eingetretene Erhöhung der vom Hause zu entrichteten öffentlichen
Abgaben begründet ist ; das Aufhören der zc-tlichen Steuerbefreiung oder der
zeitlichen Steuerbegünstigung rechtfertigt nicht die Erhöhung des Mietzinses.

Da nun außer Streit steht , daß die von den Beschwerdeführer » zur Be¬
gründung der von ihren vorgenoniiiienen Mlctzinssteigerungen behaupteten,
»ach Kriegsbeginn cingctretenen Erhöhungen der vom Hause zu entrichtenden
öffentlichen Abgabe » sich als Folge ler Anwendung der Bestimmungen de»
Gesetzes vom 10 . August 1905 , Z . 134 R .-G .-Bl . , darstcllen und die belangte
Behörde darin nur das eine Mielzinserhöhniig nicht rechtfertigende Aushören
einer zeitlichen Steuerbegünstigung für die mit Wien vereinigten Ortsstelle dcS
21 . Bezirkes erblickt, so war zum Streite gestellt die Frage , ob in der vom
belangten Mietamte zugegebenermaßen iIIciiiemsür dieEntscheidung
erheblichen Umfange  e i n g e t r e t e n e n . hinsichtlich des Rechts-
grundes unstrittigen ziffermäßigen Erhöhung der öffentlichen Abgaben nur das
eine Mietzinserhöhung nicht rechtfertigende Anfhören einer zeitlichen Steuer¬
begünstigung zu erblicken ist oder nicht.

Diese Frage ist aus folgenden Gründen zu verneinen:
' Die Vorschrift des ß 2 , Absatz 1, Punkt 2 der Mieterschutzverordnung,

nach welcher da « Aushören der zeitlichen Steuerbegünstigung eine Mietzins-
erhöhung nicht rechtfertigt , stellt sich als eine Ausnahme  von dem in der
gleichen Bestimmung ausgestellten allgemeinen Grundsätze  dar,
daß nach Kriegsbeginn eingetretene Erhöhungen der vom Hause zu entrich¬
tenden öffentlichen Abgaben eine dementsprechende Mietzinscrhöhung zulässig
erscheinen lasten . Da nun Ausnahmebestimmungen strenge auszulegen sind,
denn das „ Aufhören einer zeitlichen Steuerbefreiung oder der zeitlichen Steuer¬
begünstigung " nur dann als gegeben angenommen werden , wenn eine
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Steuerbegünstigung im Ginne der gesetzlichenTermino-
logie in Wegfall kommt.

In der Gebäudesteuergesetzgebung der letzten Jahrzehnte sind unter
dieser ausdrücklichen Bezeichnung  verschiedene zeitliche Steuer¬
befreiungen und Steuerbegünstigungen festgeletzt worden , so zum Beispiel durch
das Gesetz vom 25 . März 1880 , Z . 89 R .- G .-Bl ., betreffend die Steuerfreiheit
von Neu -, Zu - und Umbauten , die zwölfjährige zeitliche Be-
freiung  von der Hauszins - und Klaffensteuer , ferner durch das Gesetz vom
28 . Dezember 1911 , Z . 242 R .-G .-Bl ., botrefsend Steuerbegünsti¬
gungen  für Neu -, Zu -, Auf - und Ümbauten im allgemeinen und für
Kleinwohnungsbauten insbesondere . In allen diesen Fällen handelt es sich
darum , einerseits die Bautätigkeit im allgemeinen , anderseits die Errichtung
von einem bestimmten Zwecke gewidmeten Bauten durch die Zusicherung der
Steuerbefreiung oder Steuerbegünstigung zu fördern.

Eine hievon wesentlich verschiedene Angelegenheit hat ihre Regelung durch
das hier in Betracht kommende Gesetz vom 10 . August 1905 , Z . 134 R .-G .-Bl .,
betreffend Uebergangsbestimmungen für die Veranlagung der Gebäudesteuer in
den auf Grund des niederösterreichischen Landesgesetzes vom 28 . Dezember
1004 , Z 1 er 1918 , mit Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindeteilen
erfahren . Hier handelt es sich darum , diese mit Wien vereinigten Gemeinde¬
teile in Bezug auf die Gebäudesteuer nach den ? für Wien bestehenden Ge¬
bäudesteuervorschriften (Hauszinssteuer mit dem Steuersätze von 26 -/» Prozent
und unter Gestattung eines 15 prozentigen Abzuges für Erhaltungskosten ) zu
unterwerfen , zu welchem Zwecke für die Jahre 1912 bis 1926 eine steigende
Uebergangsskala festgesetzt wurde (H 2 des Gesetzes ).

Die in den vereinigten Gemeinden und Gemeindeteilen gelegenen Gebäude
wurden weder zeitlich von der Steuer befreit , noch wurde ihnen eine zeitliche
Begünstigung gegenüber den allgemeinen Gebäudesteuervorschriften im Sinne
des gesetzlichen Sprachengebrauches  gewährt , sondern es wurde
lediglich zur Vermeidung einer plötzlich durchgreifenden und daher aus steuer-
technische» und anderen Gründen nicht erwünschten Umwälzung eine langsame
Anpassung an die in Wien bereits bestehenden Gcbäudesteuerverhältnisse sest-
gelegt . Hiebei ist für den vorliegenden Fall nicht außer Betracht zu lassen , daß
das Gesetz vom 10 . August 1905 , Z . 134 R .-G .Bl ., mit keinem Worte von
einer Steuerbefreiung oder einer Steuerbegünstigung spricht , daher auch die
von ihm getroffenen Maßnahmen nicht unter dem Gesichtspunkte einer Steuer¬
befreiung oder Steuerbegünstigung zu beurteilen sind.

Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch - erscheinen aller¬
dings die Gebäude in den erwähnten Gebieten gegenüber jenen im ursprüng¬
lichen Gemeindegebiete von Wien durch eine gewisse Zeit in abnehmenden
Maße „ begünstigt " , nicht aber nach dem eigentlichen Sprach-
gebraucheund dermit demselben v c r b u n d e n cn A b sich t
desGesetzes.

Es erscheint demnach als rechtsirrtümlich , wenn die angefochtene Ent¬
scheidung in jenen Veränderungen , welche zufolge des mehrzitierten Gesetzes in
der Besteuerung der im einverleibten Gebiete gelegenen Gebäude zu Ungunsten
derselben eintraten , den Wegfall einer zeitlichen Steuerbegünstigung erblickt
und aus diesem Grunde die Erhöhung des Mietzinses als unzulässig ab¬
gelehnt hat.

Es wäre vielmehr das Ausmaß der Mehrleistungen an öffentlichen Ab¬
gaben , welche auch nach Beginn des Krieges infolge der zitierten gesetzlichen
Bestimmungen die Beschwerdeführer als Hauseigentümer belasten , festzustellen
und bei Bemessung der zulässigen Mietzinssteigerung zu berücksichtigen gewesen.

2 . Auch die der angefochtenen Entscheidung zugrunde gelegte Rechts-
anschauung , daß im Sinne des § 2, Absatz I , Punkt I , „nur Barauslagen ",
welche der Hausbesitzer für die Erhaltung seines Hauses machen mußte und
nicht auch der Wert seiner eigenen , hierauf gerichteten Arbeit in Betracht
kommen dürfen , erscheint als rechtkirrig . Es ist ohne weiterS klar , daß nicht
jede auch noch so geringfügige Obsorge für die Erhaltung eines Hauses seitens
seines Besitzers als „ Auslage " zu werten sein wird ; ebensowenig wäre aber
einzusehen und aus der offenkundigen Absicht der Mieterschutzverordnung zu
rechtfertigen , daß eine weiter ausgreifende Tätigkeit des Hauseigentümers und
seiner Angehörigen zu deren Besorgung insbesondere gewerbliche und Hand-
werksmäßige Kenntnisse und Fähigkeiten gehören , von ihnen  umsonst geleistet
werden müßte und die Mieter den ohne besondere Schwierigkeit in Geld zu
ziffernden Wert solcher Leistungen tuerieren , nährend sie, wenn der Haus¬
eigentümer ganz dieselbe Arbeit und wahrscheinlich mit größerem Kostenauf-
wände durch einen Baumeister oder Handwerker besorgen lassen würde , wozu
er ohne allen Zweifel berechtigt wäre , sich aus dem Titel der hiedurch erwach-
senen baren Auslagen eine angemessene Erhöhung ihrer Mietzinse gefallen
lassen " müßten.

Aus diesen Erwägungen gelangt der Gerichtshof zur Aufhebung der an¬
gefochtenen Entscheidungen nach § 7 seines Gesetzes.

Ä.

Wohnungsanforderuugeu.
1. Die Gemeinde ist im Sinne des § 4, Absatz 1 der

Anforderungskundmachung überhaupt nicht gehalten , auszusprechen,
zugunsten welcher individuell bestimmter Personen sie das
Anforderungsrecht in einem konkreten Falle geltend macht.

2 . Nach § 4 b der zitierten Kundmachung können auch solche
Räume angefordert werden , die erst durch bauliche Umgestaltung
ihre Eignung zu Wohnzwecken erhalten.

3 . Es ist nicht nötig , im Anforderungserkenntnisse , beziehlM
weise m der Mietamtsentscheidung zu zitieren , auf Grund welW
der Punkte 1 bis 10 des 8 4 die Anforderung erfolgt sei, wer»
nur genügend deutlich durch eine beigefügte Begründung zu
erkennen ist, auf welchen Grund sich die Anforderung ' stützt.

4 . Wenn auch das freie Ermessen sich einer Ueberprüfunq
durch den Verwaltungsgerichtshof entzieht , so ist doch eine
Beschwerdeemwendung . die behauptet , daß eine Gesetzesstelle die
es der Behörde überläßt , im einzelnen Falle aus Billigkeits-
gründen von der sonst starren Anordnung der Norm Umgang
zu nehmen , das heißt nach freiem Ermessen zu entscheiden, ' mit
Unrecht für nicht anwendbar erklärt wurde , trotz der Bestimmung
des § 3, lir . e des Verwaltungsgerichtshofgesetzes vom Jahre 1875
zulässig.

Verwaltungsgerichtshofentscheidung vom 13 . Oktober 1920
Z . 2059/20 , M .Abt . 15/8405/20.

Der VeuvaltungSgerichthof hat über die Beschwerde der deutsch¬
österreichischen Hauptanstalt für Sachdemobilisierung in Wien wider
die Entscheidung des 'Mietamtes der Stadt Wien (Senat für
Wohnungsanforderungen ) vom 18 . Februar 1920 . Z . 1965/19.
betreffend eine Wohnungsanforderung , die Beschwerde als unbe¬
gründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Das Wohnungsamt der Stadt Wien
hat mit semem an das Staatskominiffariot für Sachdemobilisierung an die
deutschösterreichische Hauptanstalt für Sachdemobilisierung und an die Bezirks-
Vertretung des 20 . Wiener Gemeindebezirkes gerichteten Bescheide vom 17 . Jänner
1820 , Z . 448 , die Baracken 15 und 16 der Truppenunterkunft (Lager ) 20 . Bezirk,
unter Berufung auf ß 4, Alinea 1 der Kundmachung der niederöster - eichischen
Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . , 60 , mit der Begründung
angefordert , daß diese Baracken nur leerstehende oder von Obdachlosen besetzte
Wohnungen (Zellen ) enthalten . Mit der heute angefochtenen Entscheidung gab
das Mietamt der Stadt Wien den dagegen erhobenen Einsprüchen mit nach¬
stehender Begründung keine Folge.

Die Baracken 15 und 16 auf den Gründen der Allgemeinen österreichischen
Ballgesellschaft seien vom Wohnungsamte mit Rücksicht auf dis im 20 . Bezirke
mit besonderer Schärfe auftretende Wohnungsnot angesichts der Unmöglichkeit
einer anderweitigen Beschaffung von Wohnungsmöglichkeiten angefordert worden.
Hiegcgen sei seitens des Vertreters des Sta - tskommiffariates für Sachdemobili-
sierung geltend gemacht worden , daß eine Zustimmung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung zu dieser Anforderung Härte eingeholt werden müssen , was
nicht geschehen sei, ferner daß kostspielig- bauliche Veränderungen notwendig
waren , um diese Baracken überhaupt für Wohnzwecke verwendbar zu machen,
während anderseits durch die Anforderung wichtige staatsfinanzielle Interessen
beeinträchtigt und die Raschheit , mit der die Sachdemobilisierung durchgeführt
werden müsse , behindert erscheine. Die Ausführungen des Vertreters der deulsch-
österreichischen Hauptanstalt für Sachdemobilisierung beschränkten sich darauf die
Zweckmäßigkeilsgründe anzuführen , die gegen die Anforderung sprechen und die
sich vor allem auf die Behinderung der Verwertung des ' Gesamtkomplexes
beziehen.

Die Bestimmungen des § 4 der Kundmachung , daß eine Anforderung
von Räumen , die öffentlichen Zwecken dienen , mit Zustimmung der nieder-
österreichischen Landesregierung zu erfolgen habe, spreche nicht gegen die Gesetz¬
lichkeit der vorliegenden , ohne eine solche Zustimmung erfolgten Anforderung,
weil die fraglichen Baracken seit längerem nicht mehr öffentlichen Zwecken
dienen , sondern vielmehr auf jeden Fall ihre Verwendung zu privaten Zwecken
eben durch die Sachdemobilisierung bezweckt werde.

Den staatsfinanziellen Interessen aber , die eventuell durch die Anforderung
in Mitleidenschaft gezogen werden , stehe das dringende öffentliche Interesse
entgegen , der Wohnungsnot abzuhelfen.

lieber die Beschwerde der deutschösterreichischen Hauptanstalt für Sach-
d-mobilisierung hat der Berwaltungsgerichtshof folgendes erwogen:

Sie führt zunächst aus , daß di - Gemeinde laut des ß 4 . Absatz I der
Kundmachung Wohnungen nur für Wohnzwecke von Personen ansordern dürfe,
die in der Gemeinde h-imatberechtigt oder durch zwingend - Gründe genötigt
sind , dort zu wohnen und keine entsprechende Wohnung finden können , die
Anforderung spreche aber einfach nur von „ Obdachlosen ", ohne zu überprüfen,
ob es sich um solche Personen handle , aus die die Voraussetzungen der bezogenen
Norm zutreffen.

Demgegenüber hat der Verwaltungsgerichishof an der schon in seinem
Erkenntnisse vom 5 . Februar 1920 , Z . 413 , ausgesprochenen und dort des
näheren begründeten Anschauung festgehalten , daß die Gemeinde im Sinne des
8 4, Absatz 1 der Kundmachung vom 30 . Juni 1919 überhaupt nicht gehalten
ist, auszusprechen , zugunsten welcher individuell bestimmten Personen sie das
Anforderungsrecht in einem konkreten Falle geltend macht . Die Gemeinde ist,
wie dort des näheren dargetan wurde , berechtigt , die nach der Norm ansorder¬
baren Wohnungen nicht für je eine anspruchsbcrechtigte Person , sondern für den
gesamten Kreis solcher Personen in Anspruch zu nehmen , um sie ihnen dann
je nach dem Umfange und der Dringlichkeit ihres Bedarfes zuzuweisen . In
einem solchen Falle aber kann , wie ebenfalls in diesem Erkenntnisse und auch
schon in dem früheren Erkenntnisse vom 31 . Dezember 1919 , Z . 6223 , aus-
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